
 
 
 
 
 
AG Mittelstand fordert politische Entschlossenheit:  
Wirtschaftsstandort Deutschland in Krisenzeiten stärken 
 
(Berlin, 18. Oktober 2022) Die in der Arbeitsgemeinschaft Mittelstand organisierten 
Verbände sehen den Wirtschaftsstandort Deutschland in der aktuellen Krise unter 
Druck. In einem gemeinsamen Positionspapier betonen die Verbände die nach mehr 
als zwei Jahren Corona-Pandemie und Monaten des russischen Krieges in der Ukraine 
angespannte Lage im Mittelstand. Für tausende mittelständische Unternehmen droht 
es unter den aktuellen Bedingungen nicht mehr weiterzugehen. Die Arbeitsgemein-
schaft Mittelstand appelliert daher an die Politik, weitere Anstrengungen zur Stabilisie-
rung des Wirtschaftsstandortes zu unternehmen. In Krisenzeiten kommt es für den 
Mittelstand auf rasches und konsequentes politisches Handeln an. Mit konkreten Maß-
nahmen in der Energiepolitik sowie in der Steuer- und Abgabenpolitik, mit einem Be-
lastungsmoratorium, auch für den Bereich der Mittelstandsfinanzierung, und Verbes-
serungen in der Infrastruktur können die politischen Rahmenbedingungen geschaffen 
werden, um die Krise zu meistern. 
 
Die Arbeitsgemeinschaft Mittelstand erkennt ausdrücklich an, dass die Bundesregierung in 
der Krisenzeit bereits viele richtige Maßnahmen ergriffen und in einigen Bereichen schnell 
gehandelt hat. Allerdings birgt die gegenwärtige Krise riesige Herausforderungen, denen es 
weiterhin mit politischer Entschlossenheit zu begegnen gilt. Der Mittelstand in Deutschland 
hat in den vergangenen Jahren große Flexibilität, Kreativität und Krisenresilienz bewiesen. In 
vielen Fällen wurden Eigenkapital und private Mittel eingebracht und aufgebraucht. Es ist 
jetzt an der Bundesregierung, wirksame Maßnahmen zur Krisenbewältigung zu ergreifen und 
den Wirtschaftsstandort Deutschland zu stärken. 
 
Handlungsbedarf besteht aus Sicht der Arbeitsgemeinschaft Mittelstand insbesondere in der 
Energiepolitik. Der russische Angriffskrieg in der Ukraine und die russischen Liefereinschrän-
kungen lassen die Energiekosten für Wirtschaft und Privatverbraucher in bisher nicht ge-
kanntem Maße ansteigen. Daher muss der Abwehrschirm der Bundesregierung schnell kon-
kretisiert und umgesetzt werden. Ziel sollte es zudem sein, Energieversorgungssicherheit zu 
bezahlbaren und international konkurrenzfähigen Preisen sicherzustellen. Der Mittelstand 
fordert dazu eine schnelle Umsetzung der Gas- und Strompreisbremse sowie ergänzende 
Unterstützung in Härtefällen. Zudem muss das gesamte Potenzial zur Energieerzeugung 
ausgeschöpft werden, von Kohle über Kernenergie bis hin zum beschleunigten Ausbau der 
Erneuerbaren. Auch die Senkung der Stromsteuer auf das EU-weit zulässige Minimum und 
die Bündelung des Gaseinkaufs der EU-Länder sind wichtige Maßnahmen, um die Heraus-
forderungen der Energiekrise anzugehen. 
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Für viele mittelständische Unternehmen waren die vergangenen Jahre der Corona-Pande-
mie mit beispiellosen Einschränkungen verbunden. In der aktuellen Krise sind viele Betriebe 
an der Grenze ihrer Belastungsfähigkeit. Die Arbeitsgemeinschaft Mittelstand fordert daher 
ein Belastungsmoratorium für den Mittelstand, das diesen Namen auch verdient. Die Bun-
desregierung darf nicht riskieren, die Betriebe und Unternehmen in dieser Extremphase mit 
immer neuen Vorgaben und weiterwachsender Bürokratie zu überfordern. Dies gilt auch in 
Hinblick auf den wichtigen Bereich der Mittelstandsfinanzierung von Banken und Sparkas-
sen. Regulatorische Maßnahmen, die eine Verteuerung der Finanzierung des Mittelstands 
bewirken, sollten daher vermieden werden. Konkret spricht sich die Arbeitsgemeinschaft Mit-
telstand etwa zunächst für eine zeitliche Verschiebung und später für eine deutlich praxisnä-
here Ausgestaltung des geplanten europäischen Lieferkettengesetzes aus. Die EU muss die 
hohe Komplexität der heutigen Lieferketten und der aktuellen Krisen- und Kriegssituation in 
der Ukraine und weltweit sowie die Notwendigkeit der Versorgungssicherheit und den globa-
len Wettbewerbsdruck berücksichtigen. In seiner derzeit diskutierten Form überfordert ein 
solches Gesetz viele Mittelständler massiv und bringt sie in große rechtliche Unsicherheiten. 
 
Mit Blick auf die aktuelle Krise sieht die Arbeitsgemeinschaft Mittelstand die politischen Ver-
antwortlichen in der Pflicht, mit wirksamen Maßnahmen die richtigen Rahmenbedingungen 
zu schaffen. Der Mittelstand in Deutschland ist bislang vergleichsweise gut durch die Krise 
gekommen, gerät allerdings an seine Belastungsgrenze. Die Bundesregierung muss jetzt ih-
ren Beitrag zu einem kraftvollen Weg durch die Krise leisten. 
 
Das Positionspapier „Standort Deutschland: Kraftvoll durch die Krise“ der Arbeitsge-
meinschaft Mittelstand steht unter https://www.arbeitsgemeinschaft-mittelstand.de/ zum 
Download zur Verfügung. 
 
 
Ihre Ansprechpartner bei den Verbänden: 
 
Bundesverband der Freien Berufe (BFB) 
Petra Kleining 
Reinhardtstr. 34 
10117 Berlin 
Tel.: 030/28 44 44 39 
Internet: www.freie-berufe.de 
 
Bundesverband Großhandel, Außenhandel, Dienstleistungen (BGA) 
Florian Block 
Am Weidendamm 1A 
10117 Berlin 
Tel.: 030/59 00 99 520 
Internet: www.bga.de 
 
Bundesverband der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken (BVR) 
Melanie Schmergal 
Schellingstraße 4 
10785 Berlin 
Tel.: 030/20 21 13 00 
Internet: www.bvr.de 
 

https://www.arbeitsgemeinschaft-mittelstand.de/
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Deutscher Hotel- und Gaststättenverband (DEHOGA Bundesverband) 
Stefanie Heckel 
Am Weidendamm 1A 
10117 Berlin 
Tel.: 030/72 62 52 32 
Internet: www.dehoga.de 
 
Deutscher Industrie- und Handelskammertag e. V. (DIHK) 
Thomas Renner 
Breite Straße 29 
10178 Berlin 
Tel.: 030/20308 1607 
Internet: www.dihk.de 
 
Deutscher Sparkassen- und Giroverband (DSGV) 
Wiebke Schwarze 
Charlottenstraße 47 
10117 Berlin 
Tel.: 030/2 02 25 51 12 
Internet: www.dsgv.de 
 
Deutscher Raiffeisenverband e. V. (DRV) 
Dr. Claudia Döring 
Pariser Platz 3 
10117 Berlin 
Tel.: 030/85 62 14 440 
Internet: www.raiffeisen.de 
 
Handelsverband Deutschland (HDE) 
Stefan Hertel 
Am Weidendamm 1A 
10117 Berlin 
Tel.: 030/72 62 50 65 
Internet: www.einzelhandel.de 
 
Zentralverband des Deutschen Handwerks (ZDH) 
Beate Preuschoff 
Mohrenstraße 20/21 
10117 Berlin 
Tel.: 030/2 06 19 370 
Internet: www.zdh.de 
 
DER MITTELSTANDSVERBUND – ZGV e.V. 
Juliane Wehr-Ibold 
Am Weidendamm 1A 
10117 Berlin 
Tel.: 030/59 00 99 661 
Internet: www.mittelstandsverbund.de 
 


	AG Mittelstand fordert politische Entschlossenheit:
	Wirtschaftsstandort Deutschland in Krisenzeiten stärken

